
tigkeit die Zivilkammer (§§ 55 Abs. 1, 56 Abs. 1 SchKO). 
Im Einspruchsverfahren kann die Strafkammer selbst 
abschließend entscheiden, wenn der beschuldigte Bür­
ger nicht verantwortlich ist oder wenn nur noch über 
die Wiedergutmachung eines Schadens bzw. über die 
Herabsetzung einer Geldbuße zu entscheiden ist. Bei 
Beleidigung Verleumdung und Hausfriedensbruch und 
Schadenersatzansprüchen kann das Einspruchsverfah­
ren mit einer gütlichen Einigung abgeschlossen werden 
(§ 55 Abs. 3 SchKO). Auch bei zivilrechtlichen Streitig­
keiten können sich die Parteien noch in der Ein­
spruchsverhandlung gütlich einigen (§ 56 Abs. 2 SchKO). 
Uber den Einspruch gegen eine Ordnungsstrafe ent­
scheidet die Strafkammer in jedem Fall selbst ab­
schließend.
Die Entscheidungen der KK und SchK über Vergehen, 
Verfehlungen, Ordnungswidrigkedten, Verletzungen der 
Schulpflicht, Verletzungen der Arbeitsdisziplin und 
arbeitsscheues Verhalten und die in diesen Entschei­
dungen festgelegten Erziehungsmaßnahmen bleiben 
grundsätzlich für die Dauer eines Jahres nach Ablauf 
der Einspruchsfrist wirksam. Das ist bei der Einschät­
zung erneut begangener Rechtverletzungen bedeut­
sam. Für die Vollstreckung von Ansprüchen aus Be­
schlüssen der gesellschaftlichen Gerichte gilt nicht die 
Einjahresfrist, sondern die Verjährungsfrist für voll­
streckbare Entscheidungen (§§ 62 KKO, 61 SchKO).
Wie bisher können auch künftig Beschlüsse der KK 
und SchK nur dann vollstreckt werden, wenn sie vom 
Kreisgericht für vollstreckbar erklärt wurden (§§ 61 
KKO,. 59, 60 SchKO). Bei Geldbußen und Ordnungs­
strafen kann der örtliche Rat, an den die Zahlung 
zu leisten ist, die Vollstreckbarkeit des Beschlusses 
beim Kreisgericht beantragen.
In der Regel wird der Beschluß des gesellschaftlichen 
Gerichts von der Kammer des Kreisgerichts ohne 
mündliche Verhandlung geprüft. 1st der Beschluß unter 
Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen zustande 
gekommen, rechtskräftig und hat er einen vollstrek- 
kungsfähigen Inhalt, so ist er für vollstreckbar zu 
erklären. Wenn Zweifel über die Voraussetzungen für 
die Erklärung der Vollstreckbarkeit vorliegen, dann 
ist über den Antrag nach mündlicher Verhandlung zu 
entscheiden. Ausgehend von den Erfahrungen der 
Praxis, ist vorgesehen, daß nach der mündlichen Ver­
handlung und entsprechend dem Ergebnis der Be­
ratung des gesellschaftlichen Gerichts dessen Beschluß 
vollstreckungsfähig gestaltet werden kann (§ 60 Abs. 2 
SchKO, der nach § 61 Abs. 3 KKO auch für die KK 
gilt)20.

Zur Leitung der gesellschaftlichen Gerichte
Das Wirken der gesellschaftlichen Gerichte ist einbe­
zogen in die Anstrengungen der sozialistischen Gesell­
schaft, in den Betrieben, Wohngebieten und Produk­
tionsgenossenschaften sozialistische Beziehungen der 
Bürger in ihren Arbeits- und Lebensbereichen zu ver­
wirklichen und die Ursachen von Rechtsstreitigkeiten 
und Rechtsverletzungen zu beseitigen.
Stellung und Aufgaben der gesellschaftlichen Gerichte 
verlangen £in System der Anleitung, das die einheit­
liche Rechtsanwendung und Gesetzlichkeit in ihrem 
Tätigkeitsbereich voll gewährleistet. Das erfordert die
'20 vgl. Abschn. II, 8 und 9 der Richtlinie Nr. 19 des Plenums 
des Obersten Gerichts zur Anwendung des § 44 AGO - Ver­
fahren * über die Vollstreckbarkeitserklärung von Beschlüssen 
der Konfliktkommissionen — (NJ 1965 S. 634) und Abschn. V 
des Beschlusses des Plenums des Obersten Gerichts zum Zu­
sammenwirken der Gerichte mit den Schiedskommissionen 
(NJ 1968 S. 33).

ständige enge Zusammenarbeit der örtlichen Volksver­
tretungen, der Ausschüsse der Nationalen Front, der 
Gewerkschaftsleitungen, der Kreisgerichte und der an­
deren Rechtspflegeorgane bei der komplexen Bekämp­
fung und Vorbeugung der Kriminalität und anderer 
Rechtsverletzungen. § 17 GGG, die KKO und die SchKO 
gehen von diesen Gesichtspunkten aus, wenn sie die 
Verantwortung der einzelnen Organe und Organisatio­
nen für die Leitung der gesellschaftlichen Gerichte 
festlegen.

Das Oberste Gericht hat entsprechend seiner Verant­
wortung für die Leitung der Rechtsprechung aller 

■ Gerichte auch in der Tätigkeit der gesellschaftlichen 
Gerichte die einheitliche Rechtsanwendung zu sichern 
(Art. 93 der Verfassung,' § 15 Abs. 1 GGG). Dabei stützt 
sich das Oberste Gericht auf die Bezirks- und Kreis­
gerichte. Der Minister der Justiz, der eine regelmäßige 
Anleitung und Qualifizierung der Mitglieder der SchK 
zu gewährleisten hat, erfüllt diese Aufgaben ebenfalls 
mit Hilfe der Bezirks- und Kreisgerichte (§ 15 Abs. 2 
GGG). Die SchKO enthält die Verpflichtung für die 
Kreisgerichte, die regelmäßige Qualifizierung der SchK 
zu sichern sowie mittels Analysen und der Verallge­
meinerung der Ergebnisse ihrer Tätigkeit die einheit­
liche Rechtsanwendung zu gewährleisten (§63 SchKO). 
Bei den Kreis- und Bezirksgerichten arbeiten Beiräte 
für SchK (§§ 63 Abs. 3, 64 Abs. 2 SchKO).

In Ausübung ihrer Verantwortung für die einheitliche 
Rechtsanwendung aller gesellschaftlichen Gerichte 
wurde als wichtige Aufgabe der Gerichte sowohl in 
der KKO als auch in der SchKO die gerichtliche Über­
prüfung und Durchsetzung der Beschlüsse hervorgeho­
ben ( § § 6 8  KKO, 63 Abs. 1, 64 Abs. 1 SchKO).
Der Bundesvorstand des FDGB hat auf der Grundlage 
der Art. 44 und 45 der Verfassung das Recht, eine 
regelmäßige Anleitung und Qualifizierung der Mit­
glieder der KK durchzuführen (§15 Abs. 3 GGG). Die 
Gewerkschaften stützen sich dabei auf die in der 
langjährigen Entwicklung der KK gesammelten Er­
fahrungen.

Die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen tragen eine 
wesentliche Verantwortung dafür, daß die KK ihre 
erzieherische Tätigkeit in Übereinstimmung mit den 
vom Betriebskollektivvertrag zu lösenden Aufgaben 
ausüben. Sie analysieren die Tätigkeit der KK und 
verallgemeinern ihre Ergebnisse. Die Ergebnisse dieser 
analytischen Arbeit müssen in die Leitungstätigkeit 
des Betriebes einfließen. Dazu werten die Gewerk­
schaftsleitungen die Erfahrungen gemeinsam mit dem 
Betriebsleiter und den leitenden Mitarbeitern des Be­
triebes aus (§ 64 Abs. 2 KKO).

Die Kreis- und Bezirksvorstände des FDGB sorgen 
mit Hilfe ihrer Rechtskommissionen insbesondere da­
für, daß auf der Grundlage von Analysen die Erfah­
rungen aus der Tätigkeit der KK in ihrem Bereich 
verallgemeinert werden und die betrieblichen Gewerk­
schaftsleitungen ihre A/ufgaben zur Anleitung und 
Schulung der KK mit hoher Qualität erfüllen (§67 
Abs. 1 KKO). Dabei werden sie besonders von den 
Staatsanwälten der Kreise und Bezirke unterstützt (§ 69 
KKO).
Insgesamt sind die Regelungen über die Leitung der 
gesellschaftlichen Gerichte durchdrungen von der Not­
wendigkeit, alle Maßnahmen, die der Anleitung, Schu­
lung und Unterstützung der KK und SchK dienen, zu 
koordinieren und eine enge Zusammenarbeit aller be­
teiligten Organe zu sichern (§ 16 GGG).

745


